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1. Erlass 

1.1 Die Einwohnergemeinde Aesch erlässt, gestützt auf §4 des Baugesetzes 
vom 15. Juni 1967, für das Gebiet begrenzt durch die Dornacherstrasse, 
den Birsweg, die Kantonsgrenze, die Birs und die Nepomukbrücke - nach­
folgend IlBirspark ll genannt - Quartierplanvorschriften, bestehend aus : 

1.2 

1.3 

- Quartierplan-Reglement 
- Pläne Nr . 1 Bauzonenplan 

Nr. 2 Bauweise und 
Nr. 3 Parkierung 
Nr. 5 Richtfassade 
Nr. 6 Richtfassade 
Nr. 7 Richtfassade 

Freiraumgestaltung 

- Richtmodell 1 :500 
- R i chtmode 11 1 : 100 

Beschluss des Geme i nderates 

Beschl. der Gde-Kommission 

Beschl • der Gde- Versamml ung 

Beschl. des Einwohnerrates 

Referendumsfrist 

West 
Ost 
Süd und Schnitt 

10. Aug. 84 

25. Sept. 84 

24. Okt. 84 

Urnenabstimmung ____________________ __ 

Publik. d. Planaufl. im Amtsblatt Nr.~ vom 22. Nov. 84 

Planauflage 23. Nov. - 27. Dez. 1984 

Vom Regierungsrat des Kantons Basel­
Landschaft genehmigt 

mit Beschl uss Nr.22Ao vom 2. 4. Sept 1985 
Publikation des Regierungsratsbeschlusses 

im Amtsbl att Nr. 38 vom 2lO 9 fa~ 

Der Landschreiber: 

2. Geltungsbereich und Inhalt 

2.1 Die Quartierplanvorschriften finden Anwendung innerhalb des Quartierplan ­
perimeters. Der Perimeter -ist in den Plänendurch~ine schwarz punktierte 
Linie markiert. 
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2.2 Die Quartierplan-Vorschriften regeln: 

- Erschliessungsanlagen und Landabtretungen 
- Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 
- Art und Mass der Nutzung 
- Gestaltung der Freiflächen 

Daneben enthalten sie die Bestimmungen betreffend die Realisierung der 
Quartierplanung, der Sonderregel ung für die Parzellen Nr. 2307/ 3367/ 
3368/3369 und legen fest, unter welcher Voraussetzung sie vom Regie­
rungsrat genehmigt werden können. 

3. Erschliessungsanlagen und Landabtretungen 

3.1 Die im Quartierplan festgelegten Erschliessungsanlagen, Wege und Plätze 
sind verbindlich und von Anfang an auf die ganze Ausbaubreite auszu­
führen. 

3.2 Für die Realisierung einer öffentlichen Grünanlage treten die Grundeigen­
tümer an die Gemeinde Aesch eine Fläche von 7 500m2 im Bereiche des Birs­
ufers unentgeltlich ab. 

4. Lage~ Grösse und Gestaltung der Bauten 

4.1 Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl ), sowie Lage und 
Zahl der ober- und unterirdischen Parkplätze sind gemäss Plänen Nr. 2 
(Bauweise und Freiraumgestaltung) und Nr. 3 (Parkierung) verbindlich 
festgelegt. Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht zulässig, ausge­
nommen eingeschossige Bauten im Zusammenhang mit den Erholungsflächen. 
Solche eingeschossigen Bauten dürfen nur auf dem Areal des Kantons 
Baselland oder der Einwohnergemeinde Aesch erstellt werden. Sie haben sich 
bestmöglichst in die Umgebung einzufügen und dürfen eine Grundfläche von 
insgesamt 80 m2 ni c ht überschreiten. Sie bedürfen der Zust immung des 
Gemeinderates und der Baudirektion. 

4.2 Abweichungen geringfügiger Natur der Baukörper bezüglich Grundfläche 
gegenüber den Quartierplänen sind möglich, sofern sie nicht auffallend 
sind. Sie bedürfen der Zustimmung des Gemeinderates und der Baudirektion. 

4.3 Die Normalgeschosse dürfen von OK Fussboden bis OK Decke 3.00 m nicht 
übersteigen. 
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4.4 In den Untergeschossen dürfen nur Eingangshallen, Treppen, Liftanlagen, 
Waschküchen, Trocken-, Einstell- und Bastelräume, Kellerräume sowie 
Räume für technische Anlagen erstellt werden. 
Die Höhe OK Fussboden der Untergeschosse dürfen die Grundwasserkote von 
288.50 mü.M. nicht unterschreiten. 

Im Gebäude 4 sind im Sockel geschoss Nebenräume für Kindergärten zulässig. 
Ab Erdgeschoss können Kindergärten, Alters- und Normalwohnungen erstellt 
werden. 

4.5 Material und Farbe von Fassaden, Fenstern, Balkonen und Sonnenstoren der 
Baukörper sind so aufeinander abzustimmen, dass ein aesthetisch anspre­
chender Gesamteindruck entsteht, welcher das Quartier als bauliche Ein­
heit erscheinen lässt. 

4.6 Die Gestaltung der Dachgeschosse und der Dachgärten richtet sich nach den 
Plänen Nr. 5,6 und 7 (Richtfassaden) und dem Modell 1 :100. 

4.7 Die Quartierplan-Vorschriften gelten für spätere Umbauten und Renovationen. 

4.8 Dem Gemeinderat steht bezüglich baukörperlicher Gestaltung und Farbgebung 
der Bauten ein verbindliches Mitspracherecht zu. Als Grundlage gelten die 
Pl äne Nr. 5,6 und 7 (Ri chtfassaden) und das Modell 1: 100. 

5. Art und Mass der Nutzung 

5. Für das Mass der Nutzung ist die nachstehende Liste der Nutzflächen 
massgebend. 

Theoretischer Nutzungsanspruch gemäss Beschluss der Gemeinde Aesch 
vom 20.09.71 

Stamm 
Jenzer 
Gemeinde Aesch 

TOTAL 

Zuteilung der Nutzflächen 

Gebäude 1 
Gebäude 2 
Gebäude 3 
Gebäude 4 

TOTAL 

3 813~m2 
4 857 m2 
1 000 m2 

9 670 m2 

2 750 m2 
2 760 m2 
3 160 m2 
1 000 m2 

9 670 m2 

5.2 Geringfügige Nutzungsumlagerungen zwischen den Grundstücken innerhalb 
des Quartierplan-Perimeters sind mit Zustimmung des Gemeinderates und 
der Baudirektion zulässig, sofern sie die Überbauung gemäss Plan Nr. 2 
(Bauweise und Freiraumgestaltung) nicht beeinträchtigen. 



- 4 -

5.3 Alle oberirdischen Baukörper sind als reine Wohnbauten im Sinne der 
Wohn zone gemäss §16 des Baugesetzes zu erstellen. 
Das Wohnungsangebot muss 12 Stk. 51/2- Zimmer-Wohnungen mit ca. 
130 m2 BGF und mind. 4 Stk. Grosswohnungen als Maisonnette-Wohnungen 
mit 140 bis 180 m2 BGF beinhalten. 
Die unterirdische Autoeinstellhalle darf ihrem Zweck nicht entfremdet 
werden. 

5.4 Die Gesamtnutzfläche darf 9 670m2 nicht überschreiten. 

5.5 Zur Nutzfläche werden gezählt: 
- Alle Geschossflächen inkl. Umfassungsmauern, Innenwände, Treppen, 

Liftanlagen und Leitungsschächte 

Nicht zur Nutzfläche zählen: 
Unterirdische Garagen 

- Wohnbalkone 
Allgemein benutzbare Mieträume wie Waschküchen, Trocken-, Einstell­
und Bastelräume, Kellerräume, Räume für technische Anlagen, Eingangs­
hallen exkl. Treppen und Liftanlagen 
Sockel geschoss im Gebäude 4, exkl. Treppen und Liftanlagen 

- Mehrflächen über 3.60 m2 der Verbindungspodeste bei den Gebäude­
zäsuren (siehe Skizze) 

I .. CI IJ 
7 u· 

--'\j 

I I 
D 
I 

~~ nicht zur Nutzfläche zählende Verbindungspodestfläche 

Pro Wohnung Abstell raum von max. 5 m2 Grundfl äche ohne natürl iche 
Belichtung 

5.6 In den oberirdischen Baukörpern sind nichtstörende Betriebe zUlässig. 
Werden solche Betriebe eingebaut, sind die oberirdischen Parkplätze 
entsprechend der Nutzung zu erweitern. 
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6. Energlekonzept 

Vor der Realisierung des Ueberbauungsprojektes haben die Grundeigen­
tümer ein generelles Energiekonzept entsprechend den Richtlinien des 
Kantonalen Amtes für Umweltschutz und Energie zu erstellen. Dieses Amt 
genehmigt das Energiekonzept vorbehältlich anderer Bestimmungen, wenn 
das Konzept den Zielsetzungen des kantonalen Energiegesetzesvom 
15. Oktober 1979 entspricht. 

7. Gestaltung der Frelflachen 

7.1 Für die definitive Aufschüttung, Gestaltung und Bepflanzung der Frei­
flächen ist durch die Grundeigentümer nach den Richtl inien des Planes 
Nr. 2 (Bauweise und Freiraumgestaltung) ein detaillierter Gestaltungs­
plan im M 1 :200 zu erstellen. Er muss von den Grundeigentümern, dem 
Gemeinderat und der Baudirektion genehmigt sein, bevor einzelne Bau­
gesuche bewilligt werden können und ist integrierender Bestandteil des 
Baugesuches. 

7.2 Die Freiflächen der Mehrfamilienhäuser dürfen nur an den im Gestaltungs­
plan bezeichneten Stellen mit Einfriedungen, Hecken oder Mauern umgeben 
werden. 

7.3 Die Ausführung der privaten Weg- und Platzanlagen hat grundsätzlich 
nach dem Plan Nr. 2 (Bauweise und Freiraumgestaltung) zu erfolgen. Für 
die Gestaltung der Wege und Plätze sowie für die Beleuchtung dieser 
Anlagen ist durch die Grundeigentümer ein einheitliches Projekt zu 
erstellen. 

7.4 Pri vatwege mit Zubringer-Funktion (Kehricht-, Möbel- und Krankentransport, 
Feuerwehr) sind mit entsprechendem Unterbau zu versehen. 

7.5 Spätere Veränderungen am privaten Wegnetz können nur mit Zustimmung 
von Gemeinderat und Baudirektion vorgenommen werden. Die Einheit der 
Wegbeläge und der Beleuchtung muss dabei erhalten bleiben. 

7.6 Gleichzeitig mit der Überbauung sind die im Gestaltungsplan festgelegten 
Kinderspielplätze inkl. den dazugehörenden Geräteschaften durch die 
Grundeigentümer zu erstellen. 

7.7 Dem Gemeinderat steht bei der Gestaltung der Freiflächen ein verbind­
liches Mitspracherecht zu. Die Projekte für die Gestaltung der Wege 
und Plätze sowie der Beleuchtung gemäss Ziffer 7.3 bedürfen der 
Genehmigung des Gemeinderates. Die Ausführung hat dem genehmigten Plan 
zu entsprechen. 
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7.8 Die Besucherparkplätze sind als solche zu bezeichnen und dürfen nicht 
vermietet werden. 

7.9 Für die Minigolf-Anlage ist eine, die Bewohner und Benützer des Parkes 
nicht störende Beleuchtung vorzusehen. Im übrigen gelten obige Bestim­
mungen sinngemäss. 

8. Realisierung der Quartierplanung 

8.1 Für die Realisierung der Quartierplanung haben die Grundeigentümer auf 
Basis einer privatrechtlichen Vereinbarung eine Landumlegung durchzu­
führen. 

8.2 Bei etappenweiser Realisierung der Quartierplan-Überbauung sind Neben­
anlagen wie ober- und unterirdische Autoabstellplätze, private Wege 
und Plätze, Grünflächen und Kinderspielplätze entsprechend der Grösse 
des jeweiligen Bauvolumens mitzuerstellen. 

8.3 Ist die gesamthafte Erstellung einer Nebenanlage aus finanziellen 
Gründen nicht zumutbar, so kann die Baudirektion auf Antrag des Gemeinde­
rates eine teilweise Erstellung bewilligen. 

8.4 Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus technischen Gründen 
nicht möglich, so kann die Baudirektion auf Antrag des Gemeinderates 
provisorische Anlagen an nicht störender Lage bewilligen. 

8.5 Die spätere Parzellierung der neu zugeteilten Grundstücke ist gestattet, 
wenn die Verwirklichung und der Bestand der Quartierplanung dadurch nicht 
in Frage gestellt werden. Solche ~utationen bedürfen der Bewilligung des 
Gemeinderates und der Baudirektion. 

9. Sonderregelung für die Parzellen Nr. 2307/3367/3368/3369 

9.1 Der bestehende Parkplatz der Parzellen Nr. 3367/3368/3369 mit 60 Ab­
stellplätzen gilt als Bestandteil der Quartierplanung "Birspark". 

9.2 Ausserhalb der Geschäftszeiten steht der Parkplatz den Parkbesuchern 
und den Ausflüglern zur Verfügung. 

9.3 Die Anordnung des neuen Parkplatzes ist zusammen mit dem Detailprojekt 
für die Strasse bzw. für die Brücke zu planen. 
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9.4 Der Gemeinde Aesch wird bewilligt, zu ihren Lasten die Parkplätze 
auf Parzelle Nr. 2307 zu erweitern. Die totale Anzahl Parkplätze 
darf 75 nicht überschreiten. 

9.5 Die Neugestaltung des Parkplatzes bedarf der Genehmigung des Gemeinde­
rates und der Baudirektion. 

10. Voraussetzungen für d1e Genehmigung 

Die Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den Regierungsrat 
setzt voraus, dass 

a) der Quartierplan-Vertrag von allen beteiligten Grundeigentümern 
unterzeichnet und öffentl ich verurkundet ist 

b) die Landabtretung für die öffentliche Grünanlage entlang der 
Birs an die Gemeinde Aesch gesichert ist 

c) die Vereinbarung zwischen den Landeigentümern und der Gemeinde 
Aesch in bezug auf Gebühren und Vorteilsbeiträge unterzeichnet 
sind. 

11. Schlussbestimmungen 

11.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan-Vorschriften. 
Das Baubewill igungsverfahren gemäss §§ 117 ff des Baugesetzes bl eibt 
vorbeha 1 ten. 

11.2 Der Quartierplan "Birspark" RRB Nr. 800 vom 19~:3.1977 wird mit 
Genehmigung des vorliegenden Quartierplanes aufgehoben. 

11.3 Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den 
Regierungsrat in Rechtskraft. 


